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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Obschon sich die SVP als einzige grosse Partei gegen die erleichterte Einbürgerung für
Ausländerinnen und Ausländer der dritten Generation stellte, konnte sie beim
Urnengang vom 12. Februar 2017 nur 45 Prozent ihrer Anhängerschaft mobilisieren und
wies damit die geringste Partizipationsrate aller Bundesratsparteien auf, wie die im
März 2017 veröffentlichte VOTO-Analyse zeigte. Die geringe Mobilisierung der SVP-
Anhängerschaft ging Hand in Hand mit dem Befund, dass der erleichterten
Einbürgerung von den Stimmenden rechts der Mitte weniger Bedeutung zugemessen
wurde als von jenen links der Mitte. 
Demgegenüber waren bei der letzten Abstimmung über die Einbürgerung der dritten
Generation im September 2004 noch 55 Prozent der SVP-Sympathisantinnen und
-Sympathisanten an die Urne gegangen; davon hatten 92 Prozent ein Nein eingelegt.
Zusammen mit der mehrheitlichen Ablehnung jener Stimmenden, die sich selbst in der
politischen Mitte verorteten, hatte dies die Vorlage 2004 zum Absturz gebracht.
Gemäss den Autoren der Studie  von 2017 war es demnach vor allem der
Meinungsumschwung in der Mitte, der dem Anliegen diesmal zum Durchbruch verhalf.
Nur die Befragtengruppe, die sich selbst rechts aussen einordnet, lehnte die
erleichterte Einbürgerung 2017 noch mit grosser Mehrheit ab, während die Vorlage
sogar im gemässigt-rechten Lager eine hauchdünne Ja-Mehrheit erzielte. In der Mitte
und links davon fiel die Zustimmung (über-)deutlich aus. Ein ähnliches Bild präsentierte
die Analyse im Hinblick auf die Parteisympathien. So war die Zustimmung bei den
Anhängerinnen und Anhängern der Grünen (84%), der SP (88%) und auch der FDP (61%)
etwa gleich hoch wie 2004. Unterdessen wechselten aber viele Sympathisantinnen und
Sympathisanten der CVP (71% gegenüber 47% im Jahr 2004) sowie Parteiungebundene
(67% gegenüber 39% im Jahr 2004) ins Ja-Lager. Somit war die SVP die einzige grosse
Partei, deren Anhängerschaft die Vorlage mehrheitlich ablehnte, aber auch hier folgten
nur noch 79 Prozent der Anhängerinnen und Anhänger der ablehnenden Parteiparole,
was dem Anliegen schliesslich zu einer komfortablen Mehrheit von 60.4 Prozent
gereichte.
Wenig überraschend legten Personen, die selbst ein Einbürgerungsverfahren
durchlaufen haben, häufiger ein Ja in die Urne als gebürtige Schweizerinnen und
Schweizer. Mit einer häufigeren Zustimmung korrelierten auch höhere Bildung und
grösseres Vertrauen in die Regierung. Dass die Vorlage sogar bei den Befragten, die der
Zuwanderung im Allgemeinen skeptisch gegenüberstehen, auf 40 Prozent Zustimmung
traf, deuteten die Autoren dahingehend, dass das Geschäft kaum Überfremdungsängste
auslöste und nur als geringfügige Änderung gegenüber dem Status quo wahrgenommen
wurde. 
Das wichtigste Motiv für die Zustimmung war, dass Personen, die in der dritten
Generation in der Schweiz leben, als Schweizerinnen und Schweizer angesehen werden.
Knapp 60 Prozent der Ja-Stimmenden begründeten ihren Stimmentscheid damit. Von
den Nein-Stimmenden gab rund die Hälfte an, keine Notwendigkeit für eine
Erleichterung der Einbürgerung zu sehen, und knapp 30 Prozent äusserten eine
generelle Skepsis gegenüber Ausländerinnen und Ausländern. Für die allermeisten
Stimmenden war die Abstimmung somit eine Identitätsfrage, wohingegen Argumente
über Verwaltungskosten, Verfahrensregelungen und Föderalismus praktisch keine Rolle
spielten.
Generell hatte der Abstimmungskampf wohl wenig verfangen. Nicht einmal die Hälfte
der Nein-Stimmenden pflichtete dem Gegenargument von drohenden
Masseneinbürgerungen bei und fast niemand befürchtete eine Islamisierung der
Schweiz, wie sie das Kontra-Lager im Abstimmungskampf prophezeit hatte. Dies deckt
sich letztlich damit, dass drei Viertel der Befragten angaben, ihr Stimmentscheid habe
bereits von Anfang an festgestanden. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.03.2017
KARIN FRICK
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Innere Sicherheit

Dafür, dass bei europapolitischen Vorlagen im Durchschnitt rund 51 Prozent der
Stimmberechtigten an der Abstimmung teilnehmen, war die Beteiligung bei der
Abstimmung über die Übernahme der geänderten EU-Waffenrichtlinie vom 19. Mai
2019 mit 43.9 Prozent ausserordentlich tief. Dieser Befund, der aus der im Juli 2019
veröffentlichten VOTO-Studie hervorging, ging Hand in Hand mit der für eine Europa-
Abstimmung ungewöhnlich geringen Bedeutung, die die Befragten der
Abstimmungsvorlage zumassen. Überdies auffallend für eine Europa-relevante Frage
war, dass die SVP, die als einzige grosse Partei das Nein-Lager repräsentierte, nur 35
Prozent ihrer Wählerschaft mobilisieren konnte, während bei den anderen grösseren
Parteien immerhin zwischen 42 (Grüne) und 60 Prozent (CVP) der Sympathisantinnen
und Sympathisanten an der Abstimmung teilnahmen.
Wenig überraschend stimmten Schusswaffenbesitzerinnen und -besitzer der Vorlage
seltener zu als Personen, die keine Schusswaffe besitzen, wobei der Schusswaffenbesitz
aber nicht mit einer sicheren Ablehnung der Vorlage einherging. Ausserdem schien die
Frage den klassischen Links-Rechts-Konflikt zu bedienen: Je weiter links sich eine
Person selbst einstufte, desto eher stimmte sie Ja; je weiter rechts, desto eher Nein.
Dies spiegelte sich auch teilweise in den Parteisympathien: Während Anhängerinnen
und Anhänger der Grünen, der SP und der GLP zu rund 90 Prozent der Vorlage
zustimmten, hiessen sie bei der CVP-Anhängerschaft noch rund 70 Prozent und bei
jener der FDP rund 60 Prozent gut. SVP-Sympathisantinnen und -Sympathisanten
verwarfen den Entwurf hingegen zu 75 Prozent. Dass sich bei einer europapolitischen
Fragestellung ein Viertel der Anhängerschaft der Volkspartei gegen die Parteilinie
stellte, ist wiederum bemerkenswert.
Eher unerwartet gaben fast zwei Drittel der befragten Stimmenden an, sie hätten es für
eher oder sehr unwahrscheinlich gehalten, dass die Schweiz bei einer Ablehnung der
Waffenrichtlinie wirklich aus Schengen/Dublin ausgeschlossen worden wäre. Dies war
im Abstimmungskampf das Hauptargument der Befürworterseite gewesen und stellte
sich nun als nicht wirklich überzeugend heraus. Die Autoren der Studie vermuteten,
dass die Vorlage trotzdem angenommen wurde, weil hier viele Stimmende im Sinne
einer Risikovermeidungsstrategie lieber Ja stimmten, als einen, auch
unwahrscheinlichen, Ausschluss in Kauf zu nehmen. So war die Nicht-Gefährdung von
Schengen/Dublin denn auch für eine grosse Gruppe der Ja-Stimmenden das
Hauptmotiv für ihren Stimmentscheid gewesen. Eine weitere grosse Gruppe der Ja-
Stimmenden gab als Hauptmotiv den verbesserten Schutz vor Waffengewalt an, wobei
für Frauen dieser Aspekt wichtiger war als für Männer. Das von den Nein-Stimmenden
am häufigsten genannte Motiv war, dass die Schweiz sich nicht dem Druck der EU
beugen solle; der Slogan der Gegnerseite «Nein zum Entwaffnungsdiktat der EU» schien
somit ins Schwarze getroffen zu haben. Das am zweitmeisten genannte Nein-Motiv war
die Sorge um die Schweizer Schiesssporttradition, wobei Schusswaffenbesitzerinnen
und -besitzer dieses häufiger nannten als andere Personen. Die Analyse der Argumente
zeigte zudem, dass der Graben zwischen dem Ja- und dem Nein-Lager primär entlang
der Konfliktlinie Pro-EU und Kontra-EU verlief, während die Waffenrechtsverschärfung
selber eine untergeordnete Rolle spielte. Zur komfortablen Mehrheit verhalfen der
Vorlage somit jene, so die Schlussfolgerung der Studie, «die eine Verschärfung für nicht
(dringend) notwendig hielten, aber die Schengen- und Dublin-Abkommen nicht aufs
Spiel setzen wollten». 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.07.2019
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Die Diskussion um ein Miliz- vs. Berufsparlament wurde im Berichtsjahr angeheizt
durch Berechnungen der durchschnittlichen Entschädigung der Parlamentarier
einerseits und durch die Resultate einer bereits 2010 erschienenen Studie zum
Professionalisierungsgrad der Politikerinnen und Politiker im Bundeshaus andererseits.
Im Schnitt erhält ein Mitglied der grossen Kammer CHF 138‘108. In der kleinen Kammer
beläuft sich die Entschädigung auf durchschnittlich CHF 155‘571. Dies entspricht einem
mittleren Kaderlohn und im Prinzip ist ein Parlamentarier nicht auf weitere Einkünfte
angewiesen, die er etwa aufgrund seines Berufes, dem er als Milizpolitiker nachgeht,
zusätzlich erhält. Die erwähnte Studie hatte bei den Parlamentariern den
Arbeitsaufwand erfragt, den sie für ihr politisches Mandat erbringen. Wer mehr als zwei
Drittel seiner Arbeitszeit für die Arbeit im National- oder Ständerat opfert, gilt dabei als
Vollzeit- oder Berufspolitiker. Die Studie weist für das Jahr 2007 einen Anteil von 28,4%
aller Nationalräte aus, die dieser Kategorie zugeordnet werden können. Im Ständerat
beträgt der Anteil gar 57,6%. Die Studie spricht in der Folge von Scheinmiliz: die

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.02.2014
MARC BÜHLMANN
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Arbeitspensen entsprechen zwar mehrheitlich einem Berufsparlament, die Strukturen
sind aber nach wie vor auf ein Milizparlament ausgerichtet. Ein 2012 erschienener
Beitrag der Universität Lausanne zeigt auf, dass die Professionalisierung im Schweizer
Parlament in den letzten 100 Jahren zugenommen hat, dass das Milizsystem aber in den
Köpfen nach wie vor sehr stark verankert ist. Noch einmal angeheizt wurde die
Diskussion im Mai nach dem Rücktritt von Christoph Blocher (svp, ZH). Der ehemalige
Bundesrat äusserte sich nicht nur abfällig über den Parlamentsbetrieb, sondern
forderte auch eine drastische Kürzung der Entschädigungen, um den Milizcharakter des
Parlaments wieder zu stärken. Die auf diese Forderung folgende Kritik von links machte
darauf aufmerksam, dass es zutiefst undemokratisch sei, wenn nur noch Reiche ein
Parlamentsmandat annehmen könnten, weil nur diese sich dies leisten könnten. Die SVP
hielt die Idee allerdings bis zum Jahresende am Köcheln. 3

Parlamentsorganisation

Im September präsentierte die NZZ das von Sotomo errechnete Parlamentarierrating
2015. Die ideologische Ausrichtung aller Parlamentsmitglieder wird mit Hilfe paarweiser
Vergleiche aller Parlamentarierinnen und Parlamentarier hinsichtlich ihres
Abstimmungsverhaltens berechnet. Die Skala reicht von -10 (ganz links) bis +10 (ganz
rechts). Die rechte Extremposition wurde im Rating 2015 von Pirmin Schwander (svp, SZ)
und Lukas Reimann (svp, SG) besetzt. Am linken Rand fand sich mit einem Wert von -9.5
Christine Häsler (gp, BE). 
Am deutlichsten rechts und zwar ohne Überschneidung mit anderen Fraktionen stand
die SVP, deren Mitglieder zwischen 6.3 (Jean-Pierre Grin, VD) und 10 positioniert
wurden. Die FDP-Mitglieder schwankten zwischen 1.6 (Christa Markwalder, BE) und 4.1
(Hans-Peter Portmann, ZH) und überschnitten sich damit sowohl mit der BDP (0.9:
Rosmarie Quadranti, ZH bis 2.1: Urs Gasche, BE) als auch teilweise mit der CVP, bei der
Gerhard Pfister (ZG) und Ruedi Lustenberger (LU) mit dem Wert von 3.0 den rechten
und Jacques Neirynck (VD) mit -1.6 den linken Rand abdeckten. Die beiden EVP-
Vertreterinnen, die der CVP-EVP-Fraktion angehören, waren dabei pointierter links (-
2.8) als der Rest der CVP-Fraktion. Die GLP-Fraktion zeigte sich ziemlich geschlossen
und links der Mitte. Bei den Grünliberalen wurden die Extreme von Thomas Böhni (TG,
-1.7) und Martin Bäumle (ZH, -1.2) eingenommen. In ihrem Gesamtwert von -8.0
deckungsgleich zeigten sich die Grünen und die SP. Während die Genossinnen und
Genossen Extremwerte zwischen -9.1 (Carlo Sommaruga, GE und Susanne Leutenegger
Oberholzer, BL) und -5.7 (Daniel Jositsch, ZH) einnahmen, fanden sich bei den Grünen
Christine Häsler (-.9.5) und Yvonne Gilli (SG, -6.8) an den Fraktionspolen. 
Der Median des gesamten Nationalrats lag bei 0.8; das Parlament politisierte also leicht
rechts der Mitte. Die Studie stellte bei der Analyse der gesamten 49. Legislatur
allerdings im Vergleich mit der 48. Legislatur einen Linksrutsch fest. Insbesondere in
der Verkehrs- und Energiepolitik habe Mitte-Links erfolgreich koaliert.  

Erstmals konnte aufgrund der neu eingeführten elektronischen Stimmanlage auch der
Ständerat vermessen werden. Insgesamt zeigte sich in der kleinen Kammer eine
wesentlich schwächere Polarisierung als bei der Volksvertretung. Zwar gab es auch im
Ständerat Extrempositionen –  Robert Cramer (gp, GE) mit -9.6 zur Linken und Peter
Föhn (svp, SZ) mit 9.6 zur Rechten –, die überwiegende Mehrheit der Ständerätinnen
und Ständeräte fanden sich aber zwischen den Werten -4 bis +5. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.09.2015
MARC BÜHLMANN

Ende November erschien das NZZ-Parlamentarierrating 2016 und bildete das erste
Jahr nach den Wahlen 2015 ab. Der Rechtsrutsch der Wahlen zeichnete sich im Rating
deutlich ab. Der Median der Positionen aller Parlamentarierinnen und Parlamentarier,
die aufgrund paarweiser Vergleiche des Abstimmungsverhaltens während  der vier
vergangenen Sessionen errechnet werden, rückte auf der Skala von -10 (absolut links)
bis + 10 (absolut rechts) von 0.8 (2015) auf 1.7. Gleich drei SVP-Fraktionsmitglieder
nahmen die rechte Extremposition (10) ein: Marcel Dettling (SZ), Erich Hess (BE) und,
wie bereits 2015, Pirmin Schwander (SZ). Lisa Mazzone (gp, GE) positionierte sich mit
einem Wert von -9.6 am linken Extrempol. 
Vom Rechtsrutsch habe – gemessen an der Anzahl gewonnener Abstimmungen im Rat –
vor allem die FDP, kaum aber die SVP profitiert, so die Studie. Bei den Parteien zeigten
sich insgesamt nur leichte Verschiebungen. So hatte sich die SVP noch einmal nach
rechts verschoben und nahm insgesamt den Wert 8.0 ein (2015: 7.7.). Jean-Pierre Grin
(VD) besetzte mit 6.3 die moderateste Position in der Volkspartei. Damit war er
dennoch ziemlich weit vom am meisten rechts stehenden FDP-Fraktionsmitglied

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.11.2016
MARC BÜHLMANN
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entfernt: Bruno Pezzatti (ZG) erreichte einen Wert von 3.4. Den linken Rand der FDP,
die sich im Vergleich zu 2015 nicht verändert hatte und fraktionsübergreifend konstant
bei 2.2 blieb, nahm erneut Christa Markwalder mit 1.4 ein. Damit war die Bernerin leicht
linker positioniert als Daniel Fässler (AI), der mit 1.9 den rechten Rand der CVP besetzte.
Den Gegenpol bei den Christlichdemokraten nahm Barbara Schmid-Federer (ZH) mit
-0.9 ein. Auch die CVP blieb im Vergleich zu 2015 konstant bei 0.6. Innerhalb des
Spektrums der CVP-EVP-Fraktion fand sich die BDP (0.9: Hans Grunder, BE bis -0.5:
Rosmarie Quadranti, ZH), die leicht nach links gerutscht war (0.2). Deutlich am linken
Rand der CVP-Fraktion positionierte sich die EVP mit Maja Ingold (ZH, -2.8) und
Marianne Streiff-Feller (BE, -3.1). Einen Linksrutsch verzeichnete auch die GLP, die sich
bei -2.7 positionierte und sich wie schon 2015 sehr geschlossen zeigte. Nur gerade 0.5
Skalenpunkte trennten Kathrin Bertschy (BE, -2.8) von Martin Bäumle (ZH, -2.3). Etwas
geschlossener als 2015 zeigte sich auch die SP, die fraktionsübergreifend bei -8.3 zu
liegen kam. Chantal Galladé (ZH, -6.6) fuhr dabei den sozialliberalsten Kurs. Gleich drei
Fraktionsmitglieder positionierten sich beim linken Extremwert der SP, bei  -9.1: Bea
Heim (SO), Susanne Leutenegger Oberholzer (BL) und Silvia Schenker (BS). Die Grünen
schliesslich positionierten sich insgesamt bei -9.0 und die Fraktionsmitglieder
überlappten sich stark mit der SP: Daniel Brélaz (VD, -7.9) zeigte sich dabei sogar noch
etwas rechter als die gesamte SP. 
Die Forschungsstelle Sotomo, welche das Rating durchführte, wertete auch 2016 den
Ständerat aus. Erneut zeigte sich eine geringere Polarisierung als in der grossen
Kammer. Zwar lagen auch in der kleinen Kammer die Extremwerte weit auseinander,
Lilian Maury Pasquier (sp, GE, -9.5) und Peter Föhn (svp, SZ, 9.8) fanden sich aber
ziemlich alleine auf weiter Flur. Alle anderen Ständeratsmitglieder befanden sich
zwischen -6.2 (Christian Levrat, sp, FR) und 7.3 (Hannes Germann, svp, SH). 5

Ranglisten haben etwas Eingängiges: Mit ihrer Hilfe lassen sich vermeintliche
Unterschiede fest- und darstellen. So versuchen öfters auch die Medien
Parlamentarierinnen und Parlamentarier einzuordnen und zu vergleichen. 2017
präsentierte die Sonntagszeitung ein Parlamentarierrating, mit welchem der Einfluss
aller Parlamentsmitglieder gemessen werden sollte, und die NZZ wartete mit ihrem
jährlichen Links-Rechts-Rating auf.
Der Einfluss wurde in der Sonntagszeitung anhand der Kommissionszugehörigkeit, der
in den Räten vorgebrachten Voten, der Anzahl erfolgreicher politischer Vorstösse, der
Ämter im Rat und in der Partei, der Medienpräsenz und dem ausserparlamentarischen
Beziehungsnetz gemessen. Zwar wies die Zeitung nicht aus, wie sie diese Elemente
miteinander verknüpfte und gewichtete, die Rangliste diente ihr aber als Grundlage für
immerhin drei ganze Zeitungsseiten. Laut den Berechnungen war SP-Parteipräsident
Christian Levrat (FR) in den Jahren 2015–2017 der einflussreichste Parlamentarier,
gefolgt von Pirmin Bischof (svp, SO) und Gerhard Pfister (cvp, ZG). Die «Flop 15» – so die
Sonntagszeitung – wurden angeführt von Géraldine Marchand-Balet (cvp, VS), Hermann
Hess (fdp, TG) und David Zuberbühler (svp, AR). Die Rangierungen verleiteten die
Zeitung zu weiteren Analysen: So sei der Einfluss der SVP und der FDP, gemessen am
Anteil Fraktionsangehöriger unter den Top 50, verglichen mit dem Rating 2014
gestiegen und der Einfluss des Kantons Zürich gesunken. Mit einem Vergleich der
Rangliste hinsichtlich Medienpräsenz und dem Gesamtrang konnte die Zeitung zudem
«die grössten Blender» ausmachen. Zwar häufig in den Medien, aber sonst nur wenig
einflussreich waren laut dieser Berechnung etwa Tim Guldimann (sp, ZH), Andreas
Glarner (svp, AG) oder Benoît Genecand (fdp, GE). Einzelne Regionalzeitungen
diskutierten in der Folge «ihre» kantonalen Vertreterinnen und Vertreter. Solche
Ratings seien nicht entscheidend, aber es fühle sich immer gut an, wenn man vorne sei,
beurteilte Christian Levrat die Auswertung.  

Wichtigste Erkenntnis der von der NZZ präsentierten Links-Rechts-Positionierung, die
seit 1999 jährlich auf der Basis von in den Räten durchgeführten Abstimmungen von der
Forschungsstelle Sotomo durchgeführt wird – auch in der NZZ wurde die Methode zur
Messung von Links und Rechts lediglich sehr kryptisch mit den Begriffen «D-Nominate»
und «Alpha-Nominate» angedeutet und dem Hinweis versehen, dass diese Methode für
den amerikanischen Kongress entwickelt worden seien und die ideologische Position
der Abgeordneten messe –, war die zunehmende Fraktionsdisziplin. Der Druck, auf
Fraktionslinie zu stimmen, habe dazu geführt, dass es kaum noch Überlappungen in der
ideologischen Positionierung zwischen den einzelnen Parteien gebe. Vor allem die CVP
– sie variiert auf der Gesamtskala von -10 (links) bis +10 (rechts) zwischen 0.2 (Gerhard
Pfister) und -1.7 (Barbara Schmid-Federer, ZH) – sei wesentlich geschlossener als
früher, als sie noch Fraktionsmitglieder gehabt habe, die sich am rechten Rand bei der
Position von (linken) FDP- und SVP-Mitgliedern befunden und am linken Rand die

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2017
MARC BÜHLMANN
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«rechten Ausläufer der SP» berührt hätten. Die FDP-Mitglieder, die Positionen
zwischen 0.3 (Christa Markwalder, BE) und 2.4 (Bruno Pezzatti, ZG) einnahmen, sowie
die SVP-Mitglieder (Jean-Pierre Grin, VD: 6.1 bis Erich Hess, BE: 10.0) lagen ziemlich
weit auseinander. Der Median des gesamten Nationalrats verlief genau zwischen der
CVP und der FDP. Auf der Ratslinken gab es mehr ideologische Gemeinsamkeiten: Zwar
war die SP insgesamt etwas linker als die Grünen – die Werte variierten bei den
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten zwischen -8.2 (Chantal Galladé, ZH) und
-9.9 (Silvia Schenker, BS) und bei den Grünen zwischen -9.4 (Lisa Mazzone, GE) und -7.8
(Bastien Girod, ZH) –, aber die Durchmischung war wesentlich stärker als im Block der
Bürgerlichen. Die grösste Geschlossenheit wies die GLP auf, bei der sich Kathrin
Bertschy (BE) und Tiana Angelina Moser (ZH) mit einem Wert von -3.0 ideologisch nur
marginal von Martin Bäumle (ZH, -2.7) entfernt positionierten. Die BDP wies mehr
Varianz auf: Sowohl Rosmarie Quadranti (ZH, -1.6) als auch Hans Grunder (BE, -0.2)
fanden sich ideologisch leicht links der Mitte. Interessant war, dass sich die
Kleinstparteien am Rand ihrer Fraktionen ansiedelten. Sowohl die Lega und das MCG
bei der SVP-Fraktion, als auch die EVP bei der CVP-Fraktion wiesen im Rating
ideologische Differenzen zu ihrer Fraktion auf. 
Im Ständerat waren zwar die verschiedenen Parteien ebenfalls voneinander getrennt, es
kam aber zwischen CVP und FDP zu Überlappungen und die Gesamtvarianz der
Positionen in der kleinen Kammer war geringer. Sie reichte von Liliane Maury Pasquier
(sp, GE; -8.3) bis Peter Föhn (svp, SZ; 9.8), wobei sich Letzterer am rechten Rand
ziemlich alleine auf weiter Flur befand, gefolgt von Werner Hösli (svp, GL; 7.6). Bei der
FDP gesellten sich Fabio Abate (TI, -0.2) und vor allem Raphaël Comte (NE; -1.6) zum
Lager der CVP, das von -2.4 (Anne Seydoux-Christe, JU) bis 0 (Isidor Baumann, UR)
reichte. Am rechten Rand der FDP politisierte Philipp Müller (AG, 3.4) und lag damit
nahe bei Thomas Minder (SH, 4.8), der als Parteiloser der SVP-Fraktion angehört. Von
der SP sassen mit Pascale Bruderer (AG, -5.2) , Claude Janiak (BL, -5.5), Hans Stöckli
(BE, -5.6) und Daniel Jositsch (ZH, -5.6) vier im Vergleich zum Nationalrat ziemlich
gemässigte Genossinnen und Genossen in der kleinen Kammer. 6

Volksrechte

Neun der 13 Abstimmungsvorlagen, über welche die Stimmberechtigten an vier
Wochenenden im Jahr 2016 zu entscheiden hatten, waren Volksinitiativen. Dies
schienen erste Folgen der vor allem im Vorjahr unter dem Stichwort «Initiativenflut»
diskutierten, scheinbar wachsenden Zahl lancierter Volksbegehren zu sein. Allerdings
fanden die Begehren von grüner und linker (Atomausstiegsinitiative, Grüne Wirtschaft,
AHVplus, Pro Service public, bedingungsloses Grundeinkommen,
Nahrungsmittelspekulation) wie auch von rechter und bürgerlicher Seite (Milchkuh-
Initiative, Heiratsstrafe, Durchsetzungsinitiative) bei der Bevölkerung keine Gnade.
Achtungserfolge konnten immerhin die Atomausstiegsinitiative (45.8% Ja-
Stimmenanteil), die AHVplus- (40.6%) und die Durchsetzungsinitiative (41.2%)
verzeichnen. Nur knapp abgelehnt wurde die CVP-Initiative gegen die Heiratsstrafe:
49.2 Prozent Ja-Stimmen reichten aber auch hier nicht. So bleibt die
Pädophileninitiative 2014 das letzte an der Urne erfolgreiche Volksbegehren und die
Annahme-Quote der Initiativen verschlechterte sich auf 10.4 Prozent (22 von 211). 
Auch die vier fakultativen Referenden fielen 2016 entsprechend den Empfehlungen von
Regierung und Parlament aus. Das Nachrichtendienstgesetz (66.5%), gegen das linke
Kreise das Referendum ergriffen hatten, das Asylgesetz (66.8%), gegen das die SVP
angetreten war, und das Fortpflanzungsmedizingesetz (62.4%), das von einem
überparteilichen Komitee aus EVP- und CVP-Kreisen bekämpft worden war, erreichten
alle eine Zustimmung von gut zwei Dritteln der Stimmbevölkerung. Etwas umstrittener
war höchstens der Entscheid für eine zweite Röhre am Gotthard, welcher von
Umweltschutzorganisationen erzwungen worden war: Die Sanierung des Tunnels wurde
von 57 Prozent der Stimmenden gutgeheissen. Damit verringerte sich auch die
Erfolgsquote der fakultativen Referenden auf 52.7 Prozent: 96 von 182 Referenden
waren bisher erfolgreich.
Die höchste Stimmbeteiligung 2016 wurde am Abstimmungswochenende im Februar
verzeichnet: Insbesondere die Durchsetzungsinitiative mobilisierte hohe 63.7 Prozent
der Stimmberechtigten an die Urne. Die 46.8 Prozent Stimmbeteiligung im Juni, die 43.1
Prozent im September und die 45.4 Prozent im November, als einzig über den
Atomausstieg abgestimmt wurde, lagen etwa im Beteiligungsschnitt des bisherigen 21.
Jahrhunderts (46%). 7
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Auch 2018 wurde keines der sechs zur Abstimmung stehenden Volksbegehren
angenommen. Unerwartet deutlich wurden dabei die «No-Billag-Initiative» und die
«Selbstbestimmungsinitiative» abgelehnt. Sie konnten genauso wie die «Vollgeld-
Initiative», die «Fair-Food-Initiative» oder die Initiative «für Ernährungssouveränität»
nicht einmal 40 Prozent der Stimmenden überzeugen. Am nächsten an einen Erfolg an
der Urne kam noch die «Hornkuh-Initiative», aber auch sie wurde mit 45.3 Prozent Ja-
Stimmen abgelehnt. Immerhin waren 2018 wieder Entscheidungen über Volksbegehren
angestanden, nachdem 2017 keine einzige Volksinitiative an die Urne gekommen war. 

Mit diesen sechs erledigten Volksinitiativen war die Liste der beim Parlament oder beim
Bundesrat hängigen Begehren auf sieben geschrumpft (2017: 12). Allerdings hatten es
2018 auch fünf Komitees geschafft, die nötigen Unterschriften in der gegebenen Frist
zu sammeln. Der Bundesrat und das Parlament werden sich folglich über ein «Verbot
der Finanzierung von Kriegsmaterialproduzenten», zwei Umweltschutzanliegen («für
sauberes Trinkwasser» und «für eine Schweiz ohne synthetische Pestizide»), die beide
weniger als ein Jahr zum Sammeln der Unterschriften brauchten, die «Fair-Preis-
Initiative» sowie über die von der SVP noch im Lancierungsjahr erfolgreich innert
sieben Monaten zustande gekommene «Begrenzungsinitiative» beugen müssen. 2017
waren noch vier Begehren zustande gekommen. 
Im Berichtsjahr wurden – einschliesslich der Begrenzungsinitiative – acht
Volksinitiativen lanciert, 2017 hatten sich zehn Komitees auf die Unterschriftenjagd
gemacht. Von diesen acht befand sich 2018 noch die Hälfte im Sammelstadium. Unter
den neuen Begehren war die «Korrektur-Initiative», die von einer breiten
Parteienallianz gegen den Beschluss des Bundesrats, Kriegsmaterialexporte zu lockern,
gestartet wurde. Die CVP wollte mit der «Kostenbremse-Initiative» etwas gegen die
steigenden Krankenkassenkosten unternehmen, wobei ihr unterstellt wurde, dass sie
die Initiative wohl auch als Werbevehikel für die 2019 anstehenden eidgenössischen
Wahlen einsetzen wolle. Ebenfalls lanciert wurden die «Justiz-Initiative», die
«Massentierhaltungsinitiative», die «Kesb-Initiative», eine Initiative «gegen
Tabakwerbung bei Kindern und Jugendlichen» und die von Workfair 50+ ausgearbeitete
Initiative mit dem Titel «Arbeit statt Armut». 

Für zwei im Sommer 2017 lancierte Begehren war Ende 2018 die Frist für die Abgabe der
nötigen Unterschriften verstrichen. Sowohl die Initiative «Zuerst Arbeit für Inländer» als
auch die Initiative «Atomkraftwerke abschalten» waren im Sammelstadium gescheitert.
Bereits im Jahr 2017 hatten es zwei Begehren nicht geschafft, die Unterschriftenhürden
in der vorgegebenen Frist zu überspringen. 

Volksinitiativen entfalten nicht nur Wirkung, wenn sie an der Urne angenommen
werden. Vielmehr können sie als Druckmittel verwendet werden, um das Parlament zu
Gesetzesrevisionen zu veranlassen. Dies gelang 2018 mit der «Velo-Initiative», für die
der Bundesrat und das Parlament einen direkten Gegenentwurf ausgearbeitet hatten.
Der Bundesbeschluss Velo, zu dessen Gunsten die Initiative zurückgezogen worden war,
war – anders als die sechs Initiativen im Berichtsjahr – an der Urne erfolgreich.
Zurückgezogen wurde auch die Initiative «Ja zum Schutz der Privatsphäre», die als
rechtskonservative Drohkulisse gegen die von Eveline Widmer-Schlumpf angeregte,
2018 im Parlament aber dann letztlich gescheiterte Revision des Bankgeheimnisses im
Inland gewirkt hatte. 8
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Zwar hatten vier unterschiedliche, von Privatpersonen geführte Komitees gegen die
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative das Referendum angekündigt, sie
schafften es jedoch innerhalb der 100 Tage nicht, die nötigen Unterschriften zu
sammeln. Zu hoch war die Unterschriftenhürde 2016 auch für zwei weitere Komitees.
Die Gruppe Giardino konnte lediglich 44'603 Unterschriften gegen die
Weiterentwicklung der Armee (WEA) einreichen und auch über das Bundesgesetz
betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs (BÜPF) wurde nicht an
der Urne entschieden, weil die Allianz aus allen Jungparteien, den Piraten, der AL und
zahlreichen zivilgesellschaftlichen Organisationen ebenfalls nur knapp über 40'000
Unterschriften dagegen sammeln konnte. 
Erfolgreicher waren die SP, die gegen die Unternehmenssteuerreform (USR III)
opponierte, und die SVP, die gegen das Energiegesetz das Referendum ergriff. Damit
wurde gegen 3.2 Prozent der 2016 vom Parlament gefällten 63 Erlasse ein Referendum
eingereicht. Dies entsprach dem Wert von 2015, als gegen 3 der 59 Erlasse ein
Referendum angestrebt worden war, wobei damals nur zwei Komitees (3.4%) die nötige
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Zahl an Unterschriften innerhalb der vorgesehenen Frist einreichen konnten.

Neben den beiden bereits 2015 eingereichten Referenden – gegen das Asylgesetz und
das Nachrichtendienstgesetz –, standen 2016 auch zwei weitere, vom Parlament noch
2014 erlassene und bekämpfte Bundesbeschlüsse zur Abstimmung: die Sanierung des
Gotthard-Strassentunnels und das Fortpflanzungsmedizingesetz. Alle vier Referenden
blieben dabei erfolglos. Im Februar hiess die Stimmbevölkerung die Sanierung des
Gotthard-Tunnels gut, Anfang Juni stiessen sowohl das von der SVP bekämpfte
Asylgesetz als auch das Fortpflanzungsmedizingesetz, gegen das insbesondere die EVP
ein Veto angestrengt hatte, bei der Bevölkerung auf viel Akzeptanz. Und im September
erhielt auch das Nachrichtendienstgesetz, das von der Linken bekämpft wurde, fast
zwei Drittel aller Stimmen. 9

Gegen zwei der total 45 im Jahr 2017 vom Parlament verabschiedeten und dem
fakultativen Referendum unterstellten Erlasse wurde ein Veto eingelegt. Damit lag der
Anteil bekämpfter Parlamentsbeschlüsse (4.4%) in diesem Jahr etwas höher als noch in
den Vorjahren (2015: 3.4%; 2016: 3.2%), wobei in den Vorjahren auch jeweils lancierte
Referenden an der Unterschriftenhürde gescheitert waren (2015: 1; 2016: 3). Dies war
2017 nicht der Fall: So erzwangen verschiedene Gruppierungen angeführt von
Westschweizer Gewerkschaften mit 58'054 gültigen Unterschriften eine Abstimmung
über die Reform der Altersvorsorge 2020 und die jungen Grünen brachten mit 60'744
Unterschriften das Geldspielgesetz an die Urne.

Neben der Reform der Altersvorsorge, die noch im September 2017 von der
Stimmbevölkerung an der Urne abgelehnt wurde, standen 2017 auch die vom Parlament
im Vorjahr beschlossenen und mit einem Referendum bekämpften Erlasse zur
Unternehmenssteuerreform III und zum Energiegesetz zur Abstimmung. Während das
Referendum gegen die USR III im Februar zu einem Erfolg der Linken wurde und die
Vorlage an der Urne ziemlich deutlich verworfen wurde, hielt das von der SVP
bekämpfte Energiegesetz im Mai an der Urne stand. Mit der AHV-Vorlage und dem USR
III waren gleich zwei fakultative Referenden in diesem Jahr erfolgreich; letztmals war
mit der Ablehnung des Gripen-Fonds 2014 ein Bundesgesetz an der Urne gescheitert. 10
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

In den jährlich veröffentlichten Studien über die Wettbewerbsfähigkeit der
Volkswirtschaften im internationalen Vergleich schnitt die Schweiz weiterhin gut ab.
Gemäss einer dieser Studien (IMD) belegte sie weltweit den 5. Rang, in Europa wurden
lediglich Finnland und die Niederlande besser bewertet. Gemäss einer anderen Analyse
(WEF) lag sie an zehnter Stelle; hier rangierten von den europäischen Staaten nur
Luxemburg, Niederlande, Irland, Finnland und Grossbritannien vor ihr. Der Nationalrat
überwies ein Postulat der SVP-Fraktion (99.3584), welches vom Bundesrat einen Bericht
darüber verlangt, welche Massnahmen ergriffen werden können, um den Standort
Schweiz für Investoren möglichst attraktiv zu machen. 11
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Konjunkturlage- und politik

Die wenig dezidierte Haltung der bürgerlichen Parteien zeigte sich dann ebenfalls bei
der Parolenausgabe zuhanden der Volksabstimmung vom 28. November. Die CVP
überliess den Entscheid ihren Kantonalsektionen, wovon sich eine Minderheit für die
Initiative aussprach (CVP-Sektionen für die Initiative: BE, SO, SH, TI, VD). Noch grössere
Heterogenität herrschte beim Freisinn, setzten sich doch siebzehn Kantonalparteien
für ein Nein zu Initiative und Gegenvorschlag ein, während die Gesamtpartei den
Gegenvorschlag unterstützte (FdP-Sektionen mit doppeltem Nein: alle ausser BE, ZG,
BS, GR, TI, VS, NE, JU). Bei der SVP votierten einige wichtige Sektionen ebenfalls für ein
doppeltes Nein und stellten sich damit in Gegensatz zur Landesorganisation, welche
den Gegenvorschlag befürwortete (SVP-Sektionen mit doppeltem Nein: ZH, BE, SZ, TI.
Die Bündner SVP empfahl Zustimmung zur Initiative). Gegen jegliche Form der
Preisüberwachung kämpften im weitern die Liberalen, die Republikaner, der Vorort und
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der Gewerbeverband. Für das Volksbegehren setzten sich neben den
Konsumentenorganisationen die Linksparteien, der Landesring, die EVP, die NA und die
Gewerkschaften ein. 12

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Löschen: eingefügt in #15459
L'analyse Vox a révélé que le vote des partisans et des opposants correspondait au
clivage gauche droite. En effet, tandis que la gauche de l'électorat a massivement rejeté
l'article constitutionnel, le centre et la droite l'ont majoritairement soutenu, les
sympathisants du PDC et de l'UDC y étant le plus favorables. Par ailleurs, parmi les
motivations de ceux ayant refusé l'article, l'aspiration à une réforme plus importante en
direction du marché et de l'environnement a été prédominante. Pour les partisans en
revanche, c'est la volonté de soutenir la paysannerie et de lui garantir des ressources
financières suffisantes qui a constitué la motivation principale. 13
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Löschen: eingefügt in #15523
L’analyse Vox a mis en évidence que l’initiative n’avait trouvé un écho favorable au sein
d’aucune catégorie spécifique de la population. Les sympathisants du PDC, de l’UDC et
du PRD ont suivi largement la consigne de vote négative de leur parti, alors que les
sympathisants du PS ont également rejeté l’initiative, mais plus faiblement. C’est sur la
gauche de l’échiquier politique que l’initiative a recueilli le plus de voix. Les
caractéristiques socio-démographiques habituelles (âge, sexe, formation, salaire,
résidence, région linguistique, etc.) ne permettent pas d’expliquer le comportement de
vote. Parmi les personnes ayant voté oui, c’est l’argument de soutien aux petits paysans
qui est le plus entré en ligne de compte pour la prise de décision. Par contre, le fait que
l’entreprise Denner ait soutenu l’initiative semble avoir nui à celle-ci. Pour ce qui est
des motivations des non, c’est le soutien aux paysans en général qui est ressorti du
sondage. Une large frange des opposants a aussi exprimé qu’elle préférait la politique
des autorités fédérales en la matière. Une analyse statistique mesurant le poids relatif
des arguments a, en fin de compte, montré que les votants étaient restés sceptiques
face à l’initiative et que c’était surtout les arguments «contre» qui avaient convaincu. 14
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Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Die VOX-Analyse zur Volksinitiative "Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und
Ausbildungszulagen" zeigte, dass nur gerade die Hälfte der CVP-Anhänger dem
Anliegen ihrer Partei zugestimmt hatten. Bei der SVP, die etwas überraschend die Ja-
Parole beschlossen hatte, war gar weniger als ein Drittel der Parteibasis der Empfehlung
gefolgt. Die VOX-Analyse kam überdies zum Schluss, dass der gesellschaftspolitische
Konflikt, der bei früheren familienpolitischen Vorlagen eine wichtige Rolle gespielt
hatte, bei der CVP-Familieninitiative kaum zum Tragen gekommen war. Die Initiative sei,
so die Autoren, vielmehr aus fiskalpolitischen Gründen abgelehnt worden. Eine
Mehrzahl der befragten Personen hatte angegeben, gegen die Initiative gestimmt zu
haben, weil vor allem bessergestellte Familien davon profitiert hätten. Neben dem
Fairness-Argument, das im Wahlkampf vor allem von linker Seite eingebracht worden
war, hatten auch die drohenden Steuerausfälle ein Nein begünstigt. 15
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Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Im Nationalrat folgte die Umweltpolitik in der letzten Legislaturperiode weitgehend den
parteipolitischen Linien. Dies ergab die Auswertung von 22 Abstimmungen zu den
Themen Klima, Naturräume, Atom- und Gentechnologie sowie Verkehr. Fast
durchgehend für Umweltschutzanliegen stimmten die Grünen (94%) und die SP (92%),
während die SVP in den meisten Fällen eine entgegengesetzte Position vertrat. Ein
deutlicher Unterschied zeigte sich bei den beiden Mitteparteien. Die CVP hat
Umweltanliegen zu 51% und die FDP zu 22% gutgeheissen. 16
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Im Sommer 2019 verlagerte eine am Institut für Religionsrecht der Universität Freiburg
verfasste Studie den religionspolitischen Fokus vom nationalen auf die kantonalen
Parlamente. Max Ammann und Prof. René Pahud de Mortanges untersuchten für den
Zeitraum von 2010 bis 2018 eingereichte Vorstösse zu religionspolitischen Themen in 15
repräsentativ ausgewählten Kantonen. 
Insgesamt konnten die Autoren 140 parlamentarische Vorstösse ausfindig machen
(Höchstwert: 20 im Kt. Bern; Tiefstwert: 0 im Kt. Graubünden), die insgesamt 16
verschiedenen Parteien zugeordnet werden konnten. Über zwei Drittel der
eingereichten Vorstösse kamen von den vier Bundesratsparteien SVP, SP, FDP und CVP,
wobei die SVP mit 48 Vorstössen – also rund einem Drittel aller Vorstösse – mit Abstand
die aktivste Partei war und selbst die beiden zweitklassierten Parteien SP und CVP (je 20
Vorstösse) zusammengenommen noch übertraf. Hinsichtlich der
Religionsgemeinschaften fokussierten die Vorstösse in erster Linie den Islam (ca. 60%)
und das Christentum (ca. 30%), während das Judentum den Autoren zufolge in der
kantonalen Politik praktisch inexistent sei. Mit 33 von insgesamt 81 islamspezifischen
Vorstössen (CVP 9; FDP und SP je 6) und zehn von insgesamt 42 Einreichungen zum
Christentum (SP 7; FDP 5; CVP 3) dominierte die SVP die Religionsdebatte nachweislich,
wobei sie in der Islamdebatte einen deutlich grössen Unterschied zu den anderen
Parteien aufwies, was gemäss den Studienverantwortlichen durchaus ihrem
Parteiprogramm entspreche.
Innerhalb der Vorstösse, die das Christentum betrafen, benannten die Forscher die
Kirchenfinanzierung und die Kirchensteuern, die religiöse Neutralität, kirchliche
Feiertage und den Religionsunterricht als Kernthemen. Lediglich in einzelnen Kantonen
zur Diskussion standen hingegen Themen wie Kirchenglocken, Freikirchen oder die
Aberkennung des öffentlich-rechtlichen Status der römisch-katholischen Kirche.
Letzteres Anliegen sei gemäss den Autoren der einzige Vorstoss gewesen, der offen die
Privilegien einer christlichen Kirche angreife. Zusammenfassend zeige die Analyse auf,
dass den christlichen Kirchen zunehmend ein «säkularer Wind» seitens der Politik
entgegenwehe und ihre rechtliche und gesellschaftliche Stellung mit den eingereichten
Vorstössen meistens unter Druck gesetzt werde.
Dennoch stelle der Islam in der politischen Arena noch immer die umstrittenste
Religionsgemeinschaft dar, obwohl die Musliminnen und Muslime lediglich fünf Prozent
der Schweizer Wohnbevölkerung ausmachten und zudem eine sehr disperse
Gemeinschaft seien. Die mit dem Islam verknüpften Schlüsselthemen fokussierten
Vermummungsverbote und Kleidervorschriften, die öffentliche Anerkennung,
islamische Institutionen im Allgemeinen, die Wertedebatte – insbesondere hinsichtlich
der Scharia – sowie die Radikalisierungs- und Terrorgefahr. Ammann und Pahud de
Mortanges kamen zum Schluss, dass ein Grossteil der eingereichten Vorstösse sehr
islamkritisch gewesen sei und dass die Legislativmitglieder offensichtlich grosse
Vorbehalte gegenüber der – in der Schweiz – vergleichsweise neuen Religion und ihrer
Anhängerschaft hätten. Die Debatte finde hierbei auf den zwei Ebenen der
institutionellen und der gesellschaftlich-kulturellen Einbindung statt.
Hinsichtlich der möglichen Auswirkungen religionspolitischer Vorstösse auf das
Religionsverfassungsrecht werden gemäss der Autorenschaft zwei politische Agenden
ersichtlich: Zum einen übe ein offensiver politischer Ansatz Druck auf die anerkannten
Kirchen aus und tendiere somit zu einem Abbau ihrer institutionellen Privilegien, was
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sich früher oder später auf ihren rechtlichen Status auswirken könne. Zum anderen
bestehe gerade gegenüber neueren, nicht-christlichen Religionsgemeinschaften und
besonders dem Islam ein tendenziell defensiverer und auf Erhalt bedachter politischer
Ansatz, obwohl die Politik aufgrund verfassungsrechtlicher Vorgaben möglichst zu einer
Gleichbehandlung aller Religionsgemeinschaften angehalten wäre. Allerdings sei der
Wille hierzu und die damit einhergehende Einräumung ähnlicher Privilegien und
Rechte, wie sie den christlichen Volkskirchen zugesprochen werden, gegenwärtig nur
wenig ersichtlich. 17

Medien

Radio und Fernsehen

Von den 28 im Jahr 2016 behandelten Beschwerden hiess die UBI deren vier gut. In
drei Sendungen sah die Beschwerdeinstanz das Sachgerechtigkeitsgebot verletzt: In
einer Sendung von RSI („Il Quotidiano“) zum Automobilsalon in Genf und in einer
Radiosendung von Radio Top zum Strassenfest „Veganmania“ erhielten Personen, gegen
die gravierende Vorwürfe erhoben wurden, keine Gelegenheit, sich zu ihrer
Verteidigung zu äussern. Als nicht sachgerecht eingestuft wurde ferner eine RTS-
Reportage von „Temps Présent“ zur Affäre um Dominique Giroud. Dieser Entscheid der
UBI ist indes noch nicht rechtskräftig, da er beim Bundesgericht angefochten wurde.
Letzten Endes entschied die UBI, dass eine Sendung von „Kassensturz“ zur
Konsumentenfreundlichkeit der Parteien im Vorfeld der eidgenössischen Wahlen 2015
das Vielfaltsgebot verletzt habe. In der Sendung mit dem Namen „Parteien im
Konsumenten-Check: Diese fallen durch“ wurde die SVP als „konsumentenfeindlichste
Partei“ betitelt, was im Hinblick auf die anstehenden Wahlen einer negativen
Wahlempfehlung für die Volkspartei entsprochen habe. Diesen Entscheid fällte die UBI
mit 7 zu 2 Stimmen. Als Beschwerdeführende fungierten die SVP-Nationalratsmitglieder
Natalie Rickli (svp, ZH) und Gregor Rutz (svp, ZH).
2016 gingen bei der UBI 19 neue Beschwerden ein – sieben Beschwerden weniger als
noch im Vorjahr (26). 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2016
MARLÈNE GERBER

Presse

Das zum fünften Mal erscheinende, vom Forschungsinstitut Öffentlichkeit und
Gesellschaft (fög) herausgegebene Jahrbuch „Qualität der Medien“ stellte der
Schweizer Medienlandschaft das bisher schlechteste Zeugnis aus. Eine Analyse der
Front- und Einstiegsseiten von beinahe 30 Print- und Online-Medien zeigte, dass die
aktuelle Medienlandschaft von abnehmender Themenvielfalt, rückläufiger Reichweite
von qualitativ hochwertigen Medien und verstärkter Beachtung emotional aufgeladener
Themen - als Exempel für 2013 statuiert das Jahrbuch den Fall Carlos - geprägt ist. Der
Umstand, dass ein Drittel aller durch die 45 grössten Schweizer Zeitungen erzielten
Werbeeinnahmen auf die auflagestarken Gratis-Pendlerzeitungen entfalle, verstärke
diese Negativspirale, so die Autoren der Studie. Aufgrund dieser Schlussfolgerungen
begrüssen die Autoren neue medienpolitische Massnahmen, wie sie aktuell von der
Eidgenössischen Medienkommission (EMEK) diskutiert werden. Beim Verband
Schweizer Medien wurden die Studienergebnisse als parteipolitisch gefärbt
interpretiert. Fög-Leiter Kurt Imhof träume von einer vom Staat subventionierten und
kontrollierten Medienlandschaft und lege die Qualitätskriterien in seiner Studie auch
entsprechend fest. Das Jahrbuch untersuchte ferner die Präsenz der Parteien in den
Medien der Deutsch- und Westschweiz. 37% aller Nennungen entfielen 2013 auf die
SVP, womit sie die SP (20%), gefolgt von FDP (16%) und CVP (13%), klar hinter sich liess.
Während die Grünen noch 7% aller Parteinennungen ausmachen konnten, belief sich
die Präsenz der BDP und der Grünliberalen auf 4% resp. 2%. 19
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Eine vom Soziologischen Institut der Universität Zürich durchgeführte Studie zu den
politischen Parteien und Gruppierungen auf kommunaler Ebene ergab, dass die
Interessenvermittlungssysteme auf Gemeindeebene komplexer sind als im
allgemeinen angenommen wird. In über 70% der mehrheitlich sehr kleinen Gemeinden
der Schweiz sind politische Organisationen vorhanden. Laut dem Bericht machen die
vier Bundesratsparteien zusammen vier Fünftel der Gruppierungen aus, wobei die FDP
mit 26% Anteil vom Total am meisten Lokalsektionen unterhält, gefolgt von SP und CVP.
In den meisten Gemeinden existiert ein Mehrparteiensystem, lediglich in 13,9% gibt es
nur eine einzige Lokalpartei; mit deutlichem Abstand am häufigsten einzige Partei in
einer Gemeinde ist die SVP, die SP ist hingegen praktisch nie allein anzutreffen. In
26,9% der Gemeinden finden sich Zweiparteiensysteme und in den übrigen 59,2% sind
es drei und mehr Parteien. Die Antworten auf die Frage nach der Qualität der
Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Parteien ergaben eine im allgemeinen
positive Einschätzung der Zusammenarbeit zwischen einer bürgerlichen Partei und der
SP, während das Verhältnis zwischen FDP und CVP nur in einem Fünftel der Fälle als gut
bezeichnet wurde. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.07.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine Meinungsumfrage zur Einschätzung der Parteien in bezug auf ihre Fähigkeit,
aktuelle Probleme zu lösen, zeigte auf, dass zwischen 44% und 69% der Befragten
überhaupt nicht daran glaubten, dass die Parteien nur eines der zur Zeit aktuellen
Probleme lösen könnten. Die CVP schnitt in dieser Befragung von den
Regierungsparteien am schlechtesten ab. Zwar haben die Regierungsparteien insgesamt
auf nationaler Ebene in den letzten Jahren kontinuierlich Wähleranteile an die kleinen
Gruppierungen und Splitterparteien verloren, sie konnten aber ihre Strukturen und
Verankerungen auf lokaler Ebene aufrechterhalten oder sogar stärken. Aus diesem
Grunde ist die Parteienverdrossenheit, welche von vielen Seiten beklagt wird, zu
relativieren, da zwischen Anhängerschaft, aktiver Parteimitarbeit resp. Amtsausübung
einerseits und Urnengängern andererseits, die gelegentlich oder regelmässig für
Aussenseiterparteien oder populistische Bewegungen mobilisiert werden, zu
unterscheiden ist. 
Eine soziologische Studie zeigte auf, dass rund 80 Prozent der 18'000 Sitze der
kommunalen Exekutiven von Vertretern der traditionellen Parteien eingenommen
werden. In bezug auf die Mitglied- oder Anhängerschaft der etablierten Parteien
ergaben die Berechnungen, dass die CVP über eine Gefolgschaft von rund 340'000 und
die FDP über eine solche von ca. 310'000 Anhängerinnen und Anhängern verfügt. Für
die SVP und die SP wurde eine Parteianhängerschaft von 174'000 resp. 110'000
Personen berechnet. Die Bundesratsparteien würden damit über 930'000
Parteianhänger organisieren, was einem Ausschöpfungsgrad von 21 % der
Stirnmberechtigten entspricht. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.05.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine Studie zu den Wahlen 95 kam jedoch zum Schluss, dass sich auf der Ebene der
Wählenden keine Annäherung zwischen CVP, FDP und SP erkennen lässt. Nur gerade
beim Thema «Europa» liegt die SP näher bei CVP und FDP als die SVP. Die
hauptsächliche Trennlinie verlaufe aber nach wie vor zwischen der Anhängerschaft der
drei bürgerlichen Bundesratsparteien auf der einen und derjenigen der SP auf der
anderen Seite, also nach einem bipolaren Muster. 22
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EVA MÜLLER

Die Diskussion um die Parteienfinanzierung gewann in diesem Jahr dank der Affäre um
Parteispenden in der Bundesrepublik Deutschland auch in der Schweiz an Gewicht. Die
Parteisekretäre der vier Bundesratsparteien liessen durch die Autoren der oben
zitierten Nationalfondsstudie eine Expertise zur Parteienfinanzierung verfassen. Laut
dieser auf Umwegen an die Presse gelangten Studie würde eine Finanzierung
insbesondere der Wahlkampagnen über die öffentliche Hand auf grossen Widerstand
stossen. Vielmehr sollte eine an konkrete Aufgaben und Leistungen gebundene
staatliche Förderung verlangt werden: So könnte die politische Aufklärungsarbeit
entschädigt, Versand- und Übersetzungskosten übernommen oder Gutscheine für
Expertisen abgegeben werden. 23
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Eine vom EJPD finanzierte, Ende Februar publizierte Studie zeigte auf, dass die Parteien
zwischen 2005 und 2011 unterschiedlich viel Geld für Abstimmungskampagnen
ausgeben konnten. Werden die Ausgaben für alle Kampagnen summiert, so gab die SVP
mit 12 Mio. CHF rund drei Mal so viel aus wie die zweitplatzierte FDP (4 Mio. CHF). Die
CVP und die SP warfen laut der Studie rund 1 Mio. CHF auf, während die GP 35 000 für
Kampagnen im Vorfeld von eidgenössischen Urnengängen zur Verfügung stellte. Eine
Analyse des Zusammenhangs zwischen Aufwendungen und Abstimmungserfolg war
nicht Gegenstand der Studie. 24
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MARC BÜHLMANN

Welche Partei steht ihrer Basis am nächsten? Dieser Frage ging eine Studie nach, die
sich auf die VOX-Abstimmungsnachanalysen stützte und einen Vergleich des
Abstimmungsentscheids der Stammwählerinnen- und Stammwählerschaft mit der
Parteiparole anstellte. Dabei zeigte sich, dass die Basis der Grünen lediglich bei 6
Prozent aller  eidgenössischen Abstimmungen zwischen 2004 und 2014 mehrheitlich
von der Parole ihrer präferierten Partei abwichen, die BDP-Basis hingegen bei 16
Prozent. Zwischen diesen beiden Extremen fanden sich die SP (7%), die FDP und die
GLP (je 13%), die SVP (14%) und die CVP (15%). 
Die Verortung der Abstimmungen in einen politischen Raum, der die Dimensionen
«links-rechts» und «konservativ-progressiv» umfasste, zeigte zudem, dass sich die
Basis aller Parteien jeweils weniger extrem positioniert als die Partei selber. Mit
anderen Worten finden sich die Sympathisantinnen und Sympathisanten von SP und GP
im politischen Raum weniger weit links und weniger progressiv als ihre Partei, während
die Anhängerinnen und Anhänger von GLP, BDP, CVP und FDP relativ zur Parteiposition
jeweils etwas stärker links und konservativer verortet werden als ihre präferierte Partei.
Weniger stark rechts als ihre Partei scheinen sich auch die Stammwählerinnen und
Stammwähler der SVP einzuschätzen. Auf der Achse «konservativ-progressiv» verorten
sich die Anhängerinnen und Anhänger der SVP allerdings gar noch konservativer als die
Position ihrer Partei dies vermuten liesse. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
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Grosse Parteien

Die VOX-Analyse zeigte, dass die Wählerschaft der SVP zwar immer noch zu einem
beträchtlichen Teil aus der Landwirtschaft stammt, dass sie aber auch jünger ist als
diejenige der FDP und der CVP.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

In einer auf Umfragedaten zu den eidgenössischen Wahlen 1995, 1999 und 2003
basierenden Analyse kamen Zürcher Politologen zum Schluss, dass das Thema EU-
Beitritt die zentrale Determinante des SVP-Erfolges war; eine gewisse Rolle spielten
auch die Ausländer- und die Asylpolitik, nicht aber die Finanz- oder die Steuerpolitik.
Die Kombination nationalkonservativer und neoliberaler Positionen, verbunden mit
einer straffen Parteiorganisation und professionellen Kampagnenführung ermöglichten
es der Partei, unterschiedliche Wählergruppen über Sprach-, Schicht- und
Konfessionsgrenzen hinaus zu mobilisieren. 26
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Einiges Aufsehen erregte die SVP-Volksbefragung, die – 24 Seiten dick – am 1. August
an alle Schweizer Haushalte verteilt wurde. Die PR-Aktion diente einerseits der
Lancierung des Abstimmungskampfs zur Ausschaffungsinitiative, andererseits, so
Präsident Brunner, aber auch der Austarierung der künftigen SVP-Migrationspolitik. Die
Partei verbuchte Mitte November die rund 70'000 Rückmeldungen als Erfolg. Sie
enthielten viele gute Vorschläge für ausländerpolitische Vorstösse. Über 90% der
Befragten würden einen Handlungsbedarf in der Migrationspolitik sehen. Weil die
Befragung keinerlei repräsentativen Charakter beanspruchte (die 70'000
zurückgeschickten Bögen entsprechen einer Rücklaufquote von knapp 2%) und die
Resultate zum vornherein klar waren, stiess die Umfrage auf teilweise harsche Kritik. 27
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Aufgrund der Nachwahlbefragung „Selects“ wurde vermutet, dass die SVP bei den
Wahlen 2011 Opfer ihrer selbst verschuldeten Polarisierung geworden sei. Mit der
profilierten Positionierung habe sich die Partei zwar eine treue und gut mobilisierbare
Anhängerschaft aufgebaut, die SVP sei aber für viele Wählerinnen und Wähler dadurch
auch unwählbar geworden. Die Volkspartei stecke deshalb in einem Dilemma. Auf der
einen Seite müsse sie einen pointierten rechtskonservativen Kurs steuern, um die
eigenen Reihen bei Laune zu halten, damit stosse sie aber auf der anderen Seite
Mittewähler ab. In der Studie wurde zudem der Schluss gezogen, dass die SVP ihr
Wählerpotenzial wohl praktisch ausgeschöpft habe. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
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MARC BÜHLMANN
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